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Pressemitteilung

Berlin, den 8. Mai 2003
47/03

Rogowski: EU-Stoffpolitik belastet Innovationsklima in Europa

„Die Brüssler Bürokratieoffensive rollt. Dabei brauchen wir schnelle, einfache und transparente Verfahren.“ So bewertet der Präsident des Bundesverbandes der Deutschen Industrie (BDI), Michael Rogowski, die Vorschläge zur Neuordnung der europäischen Stoffpolitik. EU-Unternehmenskommissar Erkki Liikanen und EU-Umweltkommissarin Margot Wallström stellten sie gestern der Öffentlichkeit vor. Unternehmenskommissar Liikanen bemühe sich zwar um Verbesserungen. Es sei aber noch ein langer Weg zu gehen, bis die Balance zwischen Wettbewerbsfähigkeit sowie Umwelt- und Verbraucherschutz erreicht sei, so Rogowski. 

„Die neuen Verfahren zur Registrierung, Evaluierung und Zulassung von Stoffen setzen nicht bei den Risiken an. Stattdessen zwingen sie die Unternehmen zu noch mehr Bürokratie, obwohl in Europa schon sehr strenge Regelungen existieren. Viele Stoffe werden teurer und können in der EU nicht mehr kostendeckend hergestellt werden. Außerdem dauert es länger, bis eine Innovation in ein Produkt umgesetzt werden kann“, warnte Rogowski. Das Innovationsklima in Europa werde hierdurch massiv belastet. Dies gelte auch für die Anforderungen an Polymere, die in vielen Bereichen ein große Bedeutung haben. Im Weißbuch der Kommission von 2001 war dieser Punkt noch nicht enthalten. „Wir unterstützen die Ziele der Kommission. Aber es muss sehr genau untersucht werden, mit welchen Mitteln sie diese Ziele erreichen will“, so Rogowski. „Nicht nur die Chemieindustrie, die diese Stoffe herstellt, ist betroffen, sondern alle Unternehmen. Jedes Produkt besteht aus Stoffen. Wer die Verwendung aller Stoffe reguliert, greift in den gesamten Produktions- und Innovationsprozess ein.“ 

Eine Studie von Arthur D. Little im Auftrag des BDI konnte nachweisen, dass die 

EU-Stoffpolitik in Deutschland bis zu 2,35 Millionen Arbeitsplätze kosten kann. Eine Studie im Auftrag der französischen Regierung sei zu ähnlichen Ergebnissen gekommen. Daher begrüßte Rogowski, dass die Kommission die Auswirkungen ihrer Vorschläge noch einmal genau untersuchen wolle und die Internetkonsultation von fünf auf acht Wochen verlängere. „Die Kommission wird die Frage beantworten müssen, ob die jetzt vorgelegte Neuordnung mit dem ehrgeizigen Ziel vereinbar ist, Europa zur wettbewerbsfähigsten Region der Welt zu machen. Wir setzen daher stark auf den Rat für Wettbewerbsfähigkeit“, betonte Rogowski. 
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